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1 VERFAHREN 

1.1 Übersicht der Verfahrensschritte 

 

Verfahrensschritt Datum 

Information/Anhörung Ortsbeirat Südliche Innenstadt gem. § 75 (2) GemO am 01.10.14 

Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 10.12.12 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt 
85/2012 am 

21.12.14 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie 
wesentliche Auswirkungen der Planung (gem. § 13a (3) Nr. 2 BauGB) 

07.01.14 
bis 

18.01.14 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (gem. § 
4 (2) BauGB) mit Schreiben vom 

18.05.15 

Offenlagebeschluss am  

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt am  

Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom 
 

bis 
 

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am  

 
 
 
1.2 Anmerkungen zum Verfahren  

Der Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" dient der Innenentwicklung im Sinne von 
§ 13a BauGB. Da dieser Bebauungsplan in der Gesamtschau mit dem unmittelbar angrenzen-
den, im Verfahren befindlichen Bebauungsplan Nr. 503c und dem rechtskräftigen Bebauungs-
plan 503d durch Festsetzung räumlich differenzierter Grundflächenzahlen (GRZ) in der Summe 
eine Grundfläche von voraussichtlich rund 61.000 m² als Obergrenze bestimmt und damit den 
Schwellenwert gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB von 70.000 m² nicht überschreitet, ist gem. § 13a 
(1) Nr. 2. BauGB lediglich eine überschlägige Prüfung, ob durch die Bebauungsplanänderung 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, erforderlich. 
Diese zeigt, dass durch den Bebauungsplan keine erheblichen Umweltauswirkungen verursacht 
werden. Daher wird der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen werden somit die Verfahrenserleichterungen 
nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 + 3 BauGB in Anspruch genommen, zumal 
es sich um ein Vorhaben der zivilen Konversion handelt und keine Flächen in Anspruch ge-
nommen werden, die unbebaut bzw. unversiegelt waren. 
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2 ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen  
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2.2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 620 "Luitpoldhafen West" ergibt sich aus dem 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans (vgl. auch Anlage Kapitel 10.1). Er umfasst die 
Grundstücke mit den Flurstücksnummern 4635, 4616, 3575/207, 3575/209 sowie Teile der 
Flurstücke 3575/57, 3575/210, 4628 und 4629/3 und wird begrenzt: 
 
im Norden: durch die nördliche Straßenbegrenzungslinie der Max-Pechstein-Straße, 

im Osten: durch das Wasserbecken des Luitpoldhafens, 

im Süden: durch die Verlängerung der nördlichen Straßenbegrenzungslinie der Gneisen-
austraße in Richtung Osten und  

im Westen: durch die westlichen Straßenbegrenzungslinie der Rheinallee. 

 
 
2.3 Quellenverzeichnis/Gutachten zum Bebauungsplan 

 Bericht zur geotechnischen und umwelttechnischen Erkundung, IGB mbH, 
30.06.2014, 

 Konzept zur Bodensanierung/Baufeldfreimachung, IGB mbH, 08.05.2015 

 Schalltechnische Stellungnahme, Genest und Partner Ingenieurbüro mbH, 
12.09.2014, 

 Gutachten Artenschutz, L.U.P.O. GmbH, 24.04.2015 
 
Auf die Ergebnisse dieser Gutachten wird in den einzelnen Kapiteln der Begründung näher ein-
gegangen. 
 
Eine weitere wesentliche Grundlage für den Bebauungsplan ist der mit Bescheid vom 
19.05.2015 genehmigte "Wasserrechtlicher Genehmigungsantrag zur Veränderung der Frei-
bordlinie sowie zu baulichen Anlagen am Gewässer", erstellt durch die IGB Rhein-Neckar Inge-
nieurgesellschaft mbH, Ludwigshafen (Projektnummer 14-5014). 
 
 
 

3 PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND –GRUNDSÄTZE 

3.1 Planungsanlass/städtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB 

Der Bebauungsplan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" (vgl. Anlage Kapitel 
10.2) ist seit dem 02.10.2002 rechtsverbindlich. Dieser war die Grundlage auch zur Herstellung 
der Rheinallee, die im Dezember 2004 dem Verkehr übergeben wurde. Allerdings beinhaltet 
dieser Bebauungsplan nicht die Flächen, welche unmittelbar westlich an das Hafenbecken an-
grenzen. 
 
Zwar bestand immer die Absicht, dass auch dieser Bereich einer baulichen Nutzung zugeführt 
wird, jedoch konnte er nicht in den Bebauungsplan Nr. 503b aufgenommen, da insbesondere 
die Nord-Süd verlaufende Hafenbahn der Planungshoheit der Stadt entzogen war und eine ab-
solute Restriktion darstellte, welche die Erschließung der Hafenrandbereiche unmöglich mach-
te.  
 
Mit Entscheid vom 08.05.06 des Landesbetriebs Straßen und Verkehr Rheinland-Pfalz, Kob-
lenz, wurde im Rahmen der Konversion des Zollhofhafens, für die Gleisabschnitte einschließlich 
der diesen dienenden Grundstücksflächen die Freistellung gem. § 23 (1) AEG ausgesprochen. 
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Mit der Bekanntgabe der Freistellungsentscheidung haben die Anlagenteile ihre Eigenschaft als 
Eisenbahnbetriebsanlage verloren und gleichzeitig ist der Gemeingebrauch entfallen. Die 
Grundstücksteilflächen unterliegen seitdem nicht mehr den Bestimmungen der Landeseisen-
bahnaufsicht Rheinland-Pfalz und sind nun in die Planungshoheit der Stadt Ludwigshafen über-
gegangen. 
 
Zwischenzeitlich ist auch mit der Realisierung der Bebauung auf den Baufeldern 1 und 2 und 
der kurz vor der Fertigstellung stehenden Bebauung des Baufeldes 4, die Entwicklung aller un-
mittelbar am Rhein liegenden Wohnbauflächen zwischen August-Macke- und Max-Pechstein-
Straße abgeschlossen. 
 
Zur Komplettierung der Rheinfrontbebauung steht nunmehr die Realisierung des südlich an-
schließenden Baufeldes 6 an, welches sich vollständig innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 620 befindet. Die Bauflächen sind weit überwiegend im Eigentum der 
GAG Ludwigshafen am Rhein, Aktiengesellschaft für Wohnungs-, Gewerbe- und Städtebau. 
 
Ziel ist es nunmehr, durch das Bebauungsplanverfahren die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Entwicklung einer qualitätvollen und attraktiven Bebauung (primär Wohnbebau-
ung) entlang der Westseite des Luitpoldhafens zu schaffen, die auch den besonderen Standort-
gegebenheiten Rechnung trägt. Parallel zum Bebauungsplanverfahren wurde auch der Rah-
menplan für diesen Bereich des Rheinufers Süd (vgl. Anlage Kapitel 10.3) überprüft und ange-
passt. 
 
Da die Bebauung des westlichen Hafenbereiches nur im Zusammenhang mit dem im Bebau-
ungsplan Nr. 503b enthaltenen Baufeld zwischen der Südseite der Max-Pechstein-Straße und 
der Rheinallee sinnvoll ist, wird dieser Bereich in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 620 integriert und in seiner Gesamtheit überplant. 
 
Für die Schaffung von Baurecht entlang des Luitpoldhafens und der damit verbundenen not-
wendigen Anpassung der Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 503b, ist die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 620 "Luitpoldhafen West" nach § 1 (3) BauGB erforderlich. 
 
 
3.2 Planungsziele und –grundsätze 

3.2.1. Städtebauliche Konzeption 
Die beabsichtigte städtebauliche Struktur im Geltungsbe-
reich dieses Bebauungsplans orientiert sich an der nörd-
lich angrenzenden, bereits realisierten Bebauung auf den 
Baufeldern zwischen der Max-Pechstein- und August-
Macke-Straße. Entlang der Rheinallee soll primär eine 
geschlossene, bis zu 6 Etagen hohe Gebäudezeile errich-
tet werden, welche mindestens in der Erdgeschosszone 
eine Nichtwohnnutzung aufweisen muss. Als südlicher 
Abschluss ist vorgesehen, dass ein solitärer Baukörper 
(ebenfalls mit gemischter Nutzung) mit bis zu 8 Etagen 
errichtet wird und somit auch den südlichen Eingang in 
das Quartier "Rheinufer Süd" markiert. 
Zum Rhein bzw. Luitpoldhafen hin lockert die Bebauung 
auf. Entlang der Max-Pechstein-Straße sind bis zu 5 Eta-
gen hohe Stadthäuser als Mehrspänner und im Blockin-
nenbereich bzw. parallel zum Hafenbecken sogenannte 
Stadtvillen als Einspänner vorgesehen (primär Wohnnut-
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zung). Die notwendigen Stellplätze werden in Tiefgaragen untergebracht. 
Die Verkehrsfläche entlang der Kaimauer ist als "Hafenpromenade" Fußgängern vorbe-
halten und dient im Hochwasserfall auch als "Deichverteidigungsweg". 
 

3.2.2. Verkehrliche Erschließung 
 
Straßenverkehr 
Das Quartier ist über die Rheinallee an die Innenstadt von Ludwigshafen, sowie an 
überörtliche Straßen – in nördlicher Richtung nach Mannheim, in südlicher Richtung 
über die B 44 Richtung Speyer - angebunden. 
Die unmittelbare Erschließung des Plangebietes kann sowohl über die Rheinallee als 
auch über die Max-Pechstein-Straße erfolgen.  
 
Öffentlicher Personennahverkehr 
Die Erschließung des Planungsgebietes durch den öffentlichen Personennahverkehr er-
folgt einerseits durch die Straßenbahnlinie 10 (Friesenheim-Luitpoldhafen), die in der 
Wittelsbachstraße im Bereich des ehemaligen Straßenbahndepots endet (Haltestelle Lu-
itpoldhafen). Die mittlere fußläufige Entfernung zwischen dem Bebauungsplangebiet und 
der Haltestelle beträgt rund 450m. Die Linie wird im 15-Minuten-Takt betrieben. 
Zudem führt die Buslinie 77 (Parkinsel-Berliner Platz) unmittelbar durch die Rheinallee 
mit einer Haltestelle direkt am Plangebiet. Diese Linie verkehrt im 20-Minuten-Takt. 
Vom Planungsgebiet aus ist somit die Innenstadt durch Haltestellen am Berliner Platz , 
sowie der Hauptbahnhof von Ludwigshafen bzw. der S-Bahnhalt „Mitte“, mit Anschluss 
an regionalen, als auch überregionalen Schienenverkehr, direkt erreichbar. 
 
Schiffsverkehr 
Die Wasserfläche des Luitpoldhafens ist prinzipiell noch als Hafen gewidmet und steht 
für den Schiffsverkehr in dem in der Landeshafenverordnung geregelten Nutzungsrah-
men zur Verfügung, jedoch wird er derzeit wenn überhaupt nur noch sporadisch von der 
gewerblichen Schifffahrt genutzt. 
 
 

3.2.3. Ver- und Entsorgung 
 
Versorgung 
Die Versorgung mit Strom/Wasser/Fernwärme ist im gesamten Baugebiet Rheinufer Süd 
sichergestellt. Sofern noch kleinräumig Versorgungsleitungen benötigt werden, werden 
diese im Rahmen der Erschließungsarbeiten für das Quartier hergestellt. 
Für das Plangebiet besteht eine kommunale Anschluss- und Benutzungszwangsatzung 
für Fernwärme (vgl. hierzu auch Kapitel 6 "4. Nachrichtliche Übernahmen – Satzung 
über die Fernheizung"). 
 
Schmutz-/Niederschlagswasser 
Wie im restlichen Baugebiet Rheinufer Süd bereits praktiziert, soll das Schmutz- und 
Niederschlagswasser in die Mischkanalisation eingeleitet werden. In der Rheinallee so-
wie in der Max-Pechstein-Straße sind entsprechende Kanäle im Bestand vorhanden. der 
Kanalabschnitt in der ehemaligen Lagerhausstraße muss verlegt werden und soll paral-
lel zur Kaimauer in der neuen öffentlichen Verkehrsfläche "Hafenpromenade" unterge-
bracht werden. 
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3.2.4. Immissionsschutz 
Bereits für den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 503b wurde gutachterlich nachgewie-
sen, dass bei Einhaltung der entsprechend festgesetzten Lärmpegelbereiche die vorge-
sehenen Nutzungen immissionsschutzrechtlich möglich sind (Gutachten des Büros Ge-
nest und Partner Nr. 02633 G vom 01.07.2002). Im Rahmen einer gutachterlichen Stel-
lungnahme des Büros Genest und Partner (Registrier-Nr. 322F3 vom 12.09.2014) wurde 
dargelegt, dass diese Regelungen auch auf den neu hinzugekommenen Geländestreifen 
entlang des Luitpoldhafens übertragbar sind. 
 
 

3.2.5. Hochwasserschutz 
Die derzeit im größeren Abstand zur Kaimauer verlaufende Hochwasserschutzlinie 
(Freibord) soll auf die Kaimauer des Luitpoldhafen verschoben und mittels einer wasser-
undurchlässigen Stahlbetonmauer an der bestehenden Kaimauer ausgeführt werden. 
Die Oberkante der Stahlbetonmauer wird – entsprechend der Anforderungen an den 
Freibord - auf einer Höhenkote von mindestens 95,35 m+NN liegen. Die Breite von min-
destens 20 cm und Anbindung der neuen Mauer an die Kaimauer erfolgt gemäß den 
wasserbaulichen, konstruktiven und statischen Erfordernissen. Die Verbindung zwischen 
bestehender Hochwasserschutzmauer und der Kaimauer erfolgt durch eine Anschluss-
bewehrung entsprechend den statischen Erfordernissen. Die Anschlüsse sind mit was-
serdichten Fugen auszubilden. 
Das Verschieben der neuen Hochwasserschutzmauer auf die Kaimauer macht einen 
Lückenschluss in der südlichen Ecke des Gebietes erforderlich. Hier ist der Neubau ei-
ner mobilen Hochwasserschutzmauer mittels Dammbalken über eine Länge von ca. 
15m mit Anschluss an die bestehende Hochwasserschutzmauer auf Land vorgesehen. 
Die Dammbalken werden im Hochwasserfall kurzfristig durch die Stadt Ludwigshafen 
eingebracht. 
Im Bereich des Anschlusses an die bestehende Hochwasserschutzmauer wird die vor-
handene Ortbetonmauer einschließlich des Fundamentes geschnitten. Die Verbindung 
zwischen bestehender Hochwasserschutzmauer und neuer Hochwasserschutzmauer er-
folgt durch eine Anschlussbewehrung entsprechend den statischen Erfordernissen. Die 
Anschlüsse sind mit wasserdichten Fugen auszubilden. Die Dimensionierung der Mauer 
und deren Einbindung in den Untergrund erfolgt entsprechend den baugrundtechni-
schen, wasserbautechnischen und statischen Erfordernissen. Die erforderlichen bau-
grundtechnischen und statischen Nachweise werden vor Beginn der Baumaßnahmen 
der Genehmigungsbehörde zur Prüfung und Freigabe vorgelegt. Die Herstellung der 
neuen Hochwasserschutzmauer (Freibord) erfolgt vor dem Abbruch der Bestandsbe-
bauung und der alten Bausubstanz im Baugrund (Baufeldfreimachung) sowie dem Neu-
bau des Entwässerungskanals entlang der Kaimauer. 
Die Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung "Hafenpromenade" entlang 
der Kaimauer dient im Hochwasserfall als "Deichverteidigungsweg". 
 

 

4 VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG 

4.1 Flächennutzungsplanung/Regional- und Landesplanung 

Im Flächennutzungsplan '99 der Stadt Ludwigshafen ist der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 620 als gemischte Baufläche - M - dargestellt. 
Somit ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und entspricht auch den 
Zielen des "Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar", welcher in diesem Bereich "Siedlungs-
fläche Wohnen" darstellt. 
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4.2 Informelle Planungen  

Zwar gibt es keine informellen Planungen, welche gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der Auf-
stellung des Bebauungsplanes zwingend zu berücksichtigen sind, jedoch basiert der Bebau-
ungsplan auf den Ergebnissen der Testentwürfe der Büros Eike Becker_Architekten, Berlin und 
ASTOC GmbH & Co. KG Architects and Planners, Köln, welche in die mit dem RSE-Beirat ab-
gestimmten Rahmenkonzeption für das Rheinufer Süd eingeflossen sind (vgl. Anlage Kapitel 
10.3). 
 
 
4.3 Verhältnis zum Bebauungsplan Nr. 503b " Rheinufer Süd gerade Straßenführung" 

Der Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" ersetzt in seinem Geltungsbereich den 
rechtskräftigen Bebauungsplan 503b "Rheinufer Süd gerade Straßenführung" (vgl. Anlage Kapi-
tel 10.2).  
Der Geltungsbereich des ebenfalls im Aufstellungsverfahren befindlichen Änderungsbebau-
ungsplans Nr. 503c wird entsprechend angepasst.  
 
 
 

5 BESTANDSSITUATION 

5.1 Nutzung 

Ein Teil des Areals wurde bis 1998 von den VBL in der Karl-Krämer-Straße als Betriebs-
hof bzw. als Depot für Busse und sonstige Fahrzeuge der Verkehrsbetriebe inkl. Repara-
turwerkstätten und Verwaltung genutzt. Zudem befand sich auf dem Areal ein Abwasser-
pumpwerk der Stadtentwässerung. 

Das Gelände zwischen der bestehenden Uferlinie/Kaimauer Luitpoldhafen und der ehe-
maligen Lagerhausstraße war lange Zeit Hafengebiet (mit mehreren Lagerhal-
len/Werfthallen sowie einer Kranbahn mit Gleisanlagen entlang der Kaimauer) und dem-
entsprechend im Eigentum der Hafenbetriebe Ludwigshafen. 
 

Derzeit werden die Bereiche nicht genutzt und liegen brach. 

 

5.2 Boden/Altlasten 

Der westliche Plangebietsbereich wurde bereits im Rahmen der Baureifmachung zum Be-
bauungsplan Nr. 509b saniert.Für die verbliebenen Verdachtsflächen im Plangebiet wur-
den durch das Ingenieurbüro IGB umfangreiche umwelttechnische Untersuchungen (Gut-
achten vom 30.06.14, Proj.-Nr.: 14-5014) durchgeführt. Die wichtigsten Ergebnisse lauten: 

 Bodenluftuntersuchungen 

Auf Basis der stichprobenartig durchgeführten Bodenluftuntersuchungen auf leicht-
flüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) und aromatische Kohlenwas-
serstoffe (AKW) kann eine aus der Vornutzung des Geländes resultierende Ge-
fährdung für das Wohl der Allgemeinheit insbesondere für die geplante Wohnnut-
zung bezgl. der Wirkungspfade Boden – Bodenluft – Mensch ausgeschlossen 
werden. 

 Recherche Heizöltanks 

Auf dem ehem. Grundstück Lagerhausstr. 34 wurde im Bereich des vermuteten 
Standortes des ehemaligen Heizöltanks ein Baggerschurf angelegt. Im freigelegten 
Auffüllmaterial bis in ca. 1,4 m Tiefe unter GOK wurde ein schwacher Geruch nach 
Mineralölkohlenwasserstoffen festgestellt; was durch die Analyse der Boden-
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mischprobe (450 mg/kg MKW) bestätigt wurde. Vermutlich wurde der Heizöltank 
ausgebaut, entsorgt und die Grube bzw. der Keller beim Rückbau verfüllt. 

 Ergebnisse und Bewertung der Grundwasseranalytik 

Die beprobte Grundwassermessstelle S3 (GWM – S3) im Bereich der Böschung 
zur Max-Pechsteinstraße ist bis ca. 12 m Tiefe unter Pegeloberkante im oberen 
Grundwasserleiter ausgebaut. Es ergaben sich in der Wasserprobe vom 
08.05.2014 keine Prüfwertüberschreitungen für den Wirkungspfad Boden – 
Grundwasser nach Bundesbodenschutzverordnung BBodschV und nach ALEX 
Merkblatt 02 bzgl. der untersuchten anorganischen (Cyanid und Schwermetalle) 
und organischen (MKW, AKW, CKW, PAK, PCB, Phenolindex) Schadstoffparame-
ter. Lediglich bei den aromatischen Kohlenwasserstoffen (AKW) wurde ein leicht 
erhöhter Toluolgehalt von 12 μg/l gemessen. Der Prüfwert nach BBodschV liegt für 
BTEX und damit auch für Toluol bei 20 μg/l. Die Messwerte der weiteren unter-
suchten Parameter wie z.B. Nitrat, Sulfat, Chlorid, Gesamthärte, Eisen und Man-
gan liegen im Bereich der geogenen bzw. anthropogenen Hintergrundgehalte im 
oberen Grundwasserleiter im Großraum Ludwigshafen. 

 • Anthropogene Auffüllungen 

Im Bereich der Straßenböschungen (Rheinallee und Max-Pechstein-Straße), der 
ehemaligen Lagerhausstraße und der ehemalige Hafenbereich weist unterschied-
lich mächtige anthropogene Auffüllungen auf.  

Zur abfallrechtlichen Voreinstufung sind aus den aufgefüllten sandigen Böden ins-
gesamt 10 Bodenmischproben aus den Haufwerken der ausgeführten Bagger-
schürfen hergestellt und auf die Parameter der LAGA Boden 2004 untersucht wor-
den. Es wurden Zuordnungsklassen Z 2 und > Z2 nach LAGA Boden 2004 festge-
stellt. Hauptkriterien für die Einstufung Z2 und >Z2 sind erhöhte Gehalte an poly-
cyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (Summenparameter PAK nach 
EPA-Liste) sowie erhöhte Sulfatgehalte im Eluat. Die erhöhten PAK-Gehalte sind 
größtenteils auf die Schlackenbeimengungen in der Auffüllung und die erhöhten 
Sulfatwerte im Eluat vermutlich auf gipshaltige Einlagerungen in der Auffüllung zu-
rückzuführen. Weiterhin wurden vereinzelt erhöhte Konzentrationen für die Para-
meter Mineralölkohlenwasserstoffe (C10-C40) Schwermetalle (Blei, Cadmium, 
Zink) und EOX gemessen. 

 

Es ist vorgesehen, auf Basis eines Sanierungskonzeptes noch vorhandene Bodenverun-
reinigungen zu entfernen/entsorgen. Die Baugebietsflächen werden im Hinblick auf die 
geplante Wohnnutzung freigemessen , sodass diese bodenschutzrechtlich unbedenklich 
ist. Lediglich der Bereich der Max-Pechsteinstraße wird nicht saniert und weist somit Be-
lastungen auf, die im Bebauungsplan gekenntzeichnet sind.   

Für die geplante Sanierungsmaßnahme wird ein Sanierungskonzept erstellt. Die Maß-
nahme wird mit der Oberen Bodenschutzbehörde, Struktur- und Genehmigungsdirektion 
Süd abgestimmt und im Zuge der Baureifmachung durchgeführt. 

 

5.3 Hochwasserschutz 

Direkt an das Planungsgebiet angrenzend befindet sich das künstlich angelegte Becken 
des Luitpoldhafens. Der Luitpoldhafen ist unmittelbar mit dem Rhein verbunden und unter-
liegt somit dessen Wasserregime.  

Der Wasserabfluss des Rheins ist stark geprägt durch sein Ursprungsgebiet in den Alpen. 
In Folge der Schneeschmelze in den Alpen kommt es daher im Frühsommer zu den 
höchsten Abflüssen. Tiefstände der Wasserführung werden demgegenüber im Herbst er-
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reicht. Die Rheinwasserstände weisen für den Pegel Mannheim (Rhein-km 424,7) im Mit-
tel folgende Werte auf: 

 

Pegel Mannheim Bezugszeitraum Durchfluss Wasserspiegellage 

NQ  1996 - 2005  86,05 mNN 

MNQ 1996 – 2005  86,76 mNN 

MQ 1996 - 2005  88,23 mNN 

HQ 1 1931 – 2002 2.840 m³/s 91,20 mNN 

MHQ 1931 – 2002 3.100 m³/s 91,75 mNN 

HQ 50 1901 - 2003 4.517 m³/s 93,83 mNN 

HQ 100  4.700 m³/s 94,13 mNN 

HQ 200  5.000 m³/s 94,45 mNN 

Hauptzahlen der Rheinwasserstände am Pegel Mannheim (gemäß Angaben des Wasser- und Schifffahrts-
amts Mannheim (NQ, MNQ, MQ) sowie der Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz, vom 24.10.2006) 

 

Für die Hochwasserstände im Luitpoldhafen ist ausschließlich die nördliche Mündung des 
Hafenbeckens in den Rhein maßgebend, seit die Kammerschleuse, die das südliche En-
de des Hafenbeckens bildet, dauerhaft verschlossen wurde.  

Die Entfernung der Mündung des Luitpoldhafens in den Rhein bis zum Pegel Mannheim 
beträgt ca. 120 m. Unter Berücksichtigung eines mittleren Flussgefälles von 0,08 % ist 
davon auszugehen, dass im Luitpoldhafen die maßgebenden Hochwasserstände ca. 0,10 
m höher als am Pegel Mannheim liegen. 

Der maßgebliche Bemessungswasserstand des Rheins für ein HHW200 liegt nach Anga-
be der SGD Süd im Bereich des Baufelds somit bei rd. 94,55 m+NN. Die vorhandene 
Oberkante der Kaimauer des Luitpoldhafen liegt bei rd. 94,70 m+NN. Damit ist durch die 
vorhandene Geländehöhe der erforderliche Hochwasserschutz an sich gewährleistet. 

Die bestehende Hochwasserschutzlinie auf der Landseite dient zur Gewährleistung eines 
ausreichenden Freibords. Der Freibord ist nach Angaben der SGD-Süd mit 0,8 m zu be-
rücksichtigen, entsprechend 94,55 m+NN + 0,8 m = 95,35 m+NN. Der Abstand der derzei-
tigen Hochwasserschutzlinie zur Kaimauer liegt zwischen ca. 10 m und 30 m. Die Hoch-
wasserschutzlinie besteht derzeit in weiten Teilen aus vergleichsweise neuen Betonmau-
ern und baulich ertüchtigten Außenwänden der Altbebauung. Die Hochwasserschutzmau-
er ist an verschiedenen Stellen unterbrochen, um die Zugänglichkeit zu den Treppenanla-
gen in der Kaimauer und zur Kaimauer zu ermöglichen. Im Bereich der vorhandenen Öff-
nungen in der Mauer wird der Hochwasserschutz durch mobile Dammbalkenwände si-
chergestellt, die im Hochwasserfall kurzfristig durch die Stadt Ludwigshafen eingebracht 
werden. Der Fundamentstreifen der Hochwassermauer läuft auch im Bereich der Öffnun-
gen jeweils durch. Soweit die Lücken Längen von mehr als 5,00 m aufweisen, sind vor Ort 
Pfostenlöcher mit Punktfundamenten vorhanden. Durch den durchgängigen Fundament-
streifen kann eine Unterspülung der Dammbalken ausgeschlossen werden.  

 

5.4 Überschwemmungsgebiet entlang des Rheins 

Entsprechend § 31b Wasserhaushaltsgesetz bzw. § 88 Landeswassergesetz gilt die Flä-
che zwischen Uferlinie und Hauptdeichen als Überschwemmungsgebiet, ohne dass es ei-
ner förmliche Ausweisung durch eine Rechtsverordnung bedarf. Demnach ist der Bereich 
zwischen den Hochwasserschutzlinien beidseits des Luitpoldhafens Kraft Gesetz als 
Überschwemmungsgebiet geschützt. 
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Innerhalb von Überschwemmungsgebieten ist es gemäß § 89 LWG regelmäßig verboten 

 die Erdoberfläche zu erhöhen oder zu vertiefen,  

 Anlagen herzustellen, zu verändern oder zu beseitigen oder  

 Stoffe zu lagern oder abzulagern, 

sofern für den Rückhaltebereich in der Rechtsverordnung zum Überschwemmungsgebiet 
nichts anderes bestimmt ist.  

Unter den erforderlichen Bedingungen und Auflagen können Ausnahmen genehmigt wer-
den, wenn  

1. der Zweck der Feststellung des Überschwemmungsgebietes nicht beeinträchtigt wird, 
insbesondere der Hochwasserabfluss, die Höhe des Wasserstandes und die Wasser-
rückhaltung nicht nachteilig beeinflusst werden oder Beeinträchtigungen ausgegli-
chen werden können, 

2. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind und 

3. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind. 

Bäume, Sträucher oder Reben dürfen nur mit Genehmigung gepflanzt werden, wobei die 
Genehmigung nur versagt werden darf, wenn und soweit dadurch der Hochwasserabfluss 
wesentlich beeinträchtigt wird und Nachteile durch Bedingungen oder Auflagen weder 
verhütet noch ausgeglichen werden können. 

 

Neben dem wasserrechtlichen Genehmigungsantrag zur Veränderung der Freibordlinie 
wurde auch ein Antrag zu baulichen Anlagen am Gewässer gestellt (IGB Rhein-Neckar 
Ingenieurgesellschaft mbH, Ludwigshafen, Projektnummer 14-5014). 

Dieser Genehmigungsantrag wurde durch die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
mit Bescheid vom 19.05.15 positiv beschieden. Damit ist die wasserrechtliche Vorausset-
zung für die Rechtskraft des Bebauungsplanes gegeben.  

 

5.5 Rheindeichordnung 

Zum Schutz der Deiche entlang des Rheins wurde die "Rechtsverordnung zur Sicherung 
und Erhaltung der zum Schutze der Rheinniederung im Bereich des Regierungsbezirkes 
Rheinhessen-Pfalz errichteten Deiche (Rheindeichordnung)" am 08.10.1971 erlassen. In 
der Rheindeichordnung sind die Bestimmungen, die zur Deicherhaltung und Deichsiche-
rung erforderlich sind, enthalten. Die Rheindeichordnung ist auch auf die vorhandenen 
Hochwasserschutzmauern anzuwenden. 

Gemäß der Rheindeichordnung sind insbesondere alle Handlungen, die den Bestand und 
die Sicherheit der Deiche gefährden, verboten.  

Die Bestimmungen der Rechtsverordnung beziehen sich räumlich auf die Deichschutzzo-
nen. Die Breite der Schutzzonen beträgt 

- auf der Wasserseite 75 m 

- auf der Landseite 150 m 

von der Mitte der Deichkrone aus gemessen. 

Innerhalb der Schutzzonen sind Grabungen, Bohrungen, Rammungen, das Verlegen von 
unterirdischen Leitungen oder sonstige bauliche Maßnahmen, die die Sicherheit der Dei-
che beeinträchtigen können, nur mit Genehmigung der Wasserbehörde zulässig. 
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5.6 Gewässerrandstreifen 

Auch ohne förmliche Unterschutzstellung ergeben sich in Gewässerrandstreifen fach-
rechtliche Genehmigungsvorbehalte, die im Rahmen der Planung zu beachten sind. Ge-
mäß § 76 Landeswassergesetz bedarf die Errichtung oder wesentliche Änderung von An-
lagen in und an oberirdischen Gewässern der Genehmigung. Anlagen an Gewässern sind 
solche, die weniger als 40 m von der Uferlinie eines Gewässers erster oder zweiter Ord-
nung oder weniger als 10 m von der Uferlinie eines Gewässers dritter Ordnung entfernt 
sind. Nachdem der Rhein ein Gewässer erster Ordnung darstellt, ist der Abstandsbereich 
von 40 m zur Uferlinie maßgebend. Die Uferlinie ergibt sich durch die Kaimauer. 

Gemeinsam mit dem wasserrechtlichen Genehmigungsantrag zur Veränderung der Frei-
bordlinie, der mit Schreiben vom 15.01.2015 bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion 
Süd gestellt wurde, wurde auch die Genehmigung für die Errichtung baulicher Anlagen 
am Gewässer beantragt und durch Bescheid vom 19.05.2015 genehmigt. 

 
5.7 Grundwasserverhältnisse 

Zum Zeitpunkt der Baugrunderkundung im Mai 2014 wurden Grundwasserstände zwi-
schen 4,3 m und 6,6 m unter Gelände dokumentiert. Dies entspricht einem Grundwasser-
pegel von rd. 88,3 m +NN in der Nähe der Kaimauer und einem Grundwasserpegel von 
im Mittel 87,8 m +NN im Bereich der Brachfläche. Die erkundeten Grundwasserstände la-
gen in den Sand-Kies-Gemischen. Am 08.05.2014 wurde der Grundwasserstand an der 
Messstelle GWM S3 im Norden des Baufelds eingemessen und lag bei 88,36 m +NN. 
Gemäß der Hydrogeologischen Kartierung liegt der Grundwasserstand im Untersu-
chungsgebiet mit Stichtag 1. Oktober 1990 für mittlere Verhältnisse bei rd. 88,0 m +NN. 

Die großräumige Grundwasserfließrichtung ist nach Nord-Ost, in Richtung Rhein gerich-
tet. Der Grundwasserstand kann aufgrund der Nähe zum Rhein/Luitpoldhafen kurzfristig 
großen Schwankungen unterliegen und es kann bei Rhein-Hochwasser zur kurzfristigen 
Umkehr der Grundwasserfließrichtung kommen. Der maßgebliche Bemessungswasser-
stand des Rheins für ein HHW200 liegt nach Angabe der SGD Süd im Bereich des Bau-
felds bei rd. 94,55 m ü. NN. Auf der nahe gelegenen Parkinsel sind zahlreiche Trinkwas-
serbrunnen für die Wasserversorgung installiert. Diese entnehmen ihr Wasser aus einem 
tieferen Grundwasserleiter und haben daher keinen Einfluss auf den oberen Grundwas-
serleiter. 

Für die geplante Baumaßnahme können hinsichtlich des Grundwassers folgende Bemes-
sungswasserstände angegeben werden: 

 Der maximale Grundwasserstand wird mit GWmax= 94,55 m ü. NN abgeschätzt. 

 Der mittlere Grundwasserstand kann mit einer Höhe von ca. GWmittel = 89,00 m ü. 
NN abgeschätzt werden. 

 
5.8 Schutzbrunnen 

Im Bebauungsplangebiet liegt der Schutzbrunnen A53II (in der Planzeichnung als zeich-
nerischer Hinweis im Bereich der Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung 
"Hafenpromenade" dargestellt). Der Schutzbrunnen ist ein Baustein der Sicherung der 
Trinkwasserbrunnen auf der Parkinsel und ist zu erhalten. Der Schutzbrunnen ist im 2 
Grundwasserstockwerk verfiltert. 

 

5.9 Kaimauer 

Die ursprüngliche Kaimauer wurde im Zuge des Baus des Luitpoldhafens bis 1898 errich-
tet. Die flach gegründete Mauer hatte eine Höhe von rd. 10 m und wurde aus Beton her-
gestellt. Die Mauer war nicht rückverankert, war aber beidseitig mit unverankerten Holz-
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spundbohlen eingefasst. Die Nutzlasten hinter der Kaimauer betrugen in den 1950er Jah-
ren 40 – 60 kN/m² (Baugrundgutachten, Bundesanstalt für Wasserbau, 1962). Die Mauer 
war ausschließlich auf der Wasserseite mit Natursandsteinen verblendet, wobei im Zuge 
der Erkundung auch auf der Landseite ebenfalls Sandsteine angetroffen wurden. 

Im Zuge der Tieferlegung der Hafensohle im Jahre 1962 wurde die Kaimauer aus Grün-
den der Standsicherheit und gegen Auskolkung mittels einer vorgelagerten Spundwand 
und mittels Ankern aus Rammpfählen instandgesetzt. Die Stahlspundwand hat eine Län-
ge von 9 m und reicht entsprechend bis ca. 5 m unter die Hafensohle. Die Anker mit ei-
nem Abstand von rd. 2,5 m wurden mittels verpressten Stahlrammpfählen mit einer Länge 
von 18 m und einer Neigung von ca. 15° hergestellt. 

In einer Entfernung von rd. 17 m hinter der Kaimauer liegen die Anker in einer Tiefe von 
rd. 10 m unter Gelände. Die Mauer hat gemäß der alten Planunterlagen eine freie Stand-
höhe von ca. 10,4 m. 

 

5.10 Wasserschutzgebiete 

Das Gebiet des zukünftigen B-Plans 620 berührt keine Wasserschutzschutzgebiete. 

 
5.11 Naturschutzrechtliche Schutzgebiete 

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete werden von der Planung nicht berührt. 

 
5.12 Artenschutz 

Es wurde ein Gutachten beauftragt (Auftragnehmer: L.U.P.O. GmbH, 67705 Trippstadt), 
um abzuklären, ob sich auf dem Areal besonders geschützte Arten befinden (insbesonde-
re Mauereidechsen). Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass weder Mauereidech-
sen noch andere artenschutzrechtlich relevante Tierarten festzustellen waren und somit 
aus artenschutzrechtlicher Sicht der Bebauung des Areals nichts entgegensteht. 

 
5.13 Denkmale 

Im Gebiet des zukünftigen B-Plan 620 bestehen keine förmlich unter Denkmalschutz ge-
stellten Gebäude. Ebenso sind keine Hinweise auf Bodendenkmale bekannt. 

 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 16 - Stand:19.05.15 
 

 

6 BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

Im Nachfolgenden werden lediglich die im Vergleich zum Bebauungsplan Nr. 503b geänderten bzw. zusätzlichen Festsetzungen be-
gründet. 
 
 

Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Ergänzung: 

Rechtsgrundlage unter Hauptüberschrift: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 

 

 

Begründung: 
Wohnungen sollen in der Regel nur in den Obergeschossen zugelassen werden, um einerseits eine Nutzungsmischung zu gewährleisten und ande-
rerseits sicherzustellen, dass die störempfindlichere Wohnnutzung durch den Straßenverkehr auf der gleichen Ebene akustisch wie optisch weniger 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

beeinträchtigt wird. Wenn sichergestellt ist, dass sich Wohnungen im Erdgeschoss ausschließlich zu den ruhigen Quartiersinnenbereichen orientieren 
und somit eine Beeinträchtigung durch den Straßenverkehr ausgeschlossen ist, sind diese auch ausnahmsweise im Erdgeschoss zulässig. Die der 
Straße zugewandten Gebäudeteile sind dann anderweitig zu nutzen, damit keine ungegliederten Fassaden (z.B. ohne Fensteröffnungen) entstehen. 
 
Weiterhin sollen Vergnügungsstätten, Wettbüros welche keine Vergnügungsstätten sind, Sexshops sowie Prostitutionsbetriebe bzw. prostitutionsähn-
liche Betriebe innerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes aus besonderen städtebaulichen Gründen in allen Mischgebieten generell 
nicht zugelassen werden. So entsteht am Rheinufer Süd ein neues hochwertiges städtisches Quartier, welches sich insbesondere auch durch eine 
hohe Wohnqualität auszeichnen soll. Von daher muss städtebaulichen Fehlentwicklungen von vorneherein entgegengetreten und ein Negativimage, 
welches durch solche Einrichtungen und Anlagen verursacht würde, vermieden werden. 
 

Sexshops im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Einzelhandelsbetriebe mit einem überwiegenden Sex- und Erotiksortiment, ins-
besondere also Sexspielzeug, pornographische Magazine, Bilder und Filme (Video VHS, Super-Video CD, Video CD, DVD aller Arten, UMD™, her-
kömmliches Filmmaterial), und CD-/DVD-Roms und alle anderen elektronischen/digitalen Speichermedien mit entsprechenden Inhalten, erotische 
Spiele auf digitalen und herkömmlichen Medien, erotische Bekleidung und Dessous, Stimulantia verschiedener Art, Accessoires für unterschiedliche 
sexuelle Neigungen und Vorlieben. 
 

Vergnügungsstätten im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Gewerbebetriebe besonderer Art z.B. in Form von Automatenspielhal-
len, Videospielhallen, Computerspielhallen, Spielcasinos, Spielbanken, Wettbüros, Nachtlokalen, Nacht- und Tanzbars, Striptease-Lokalen, Peep-
Shows, Swinger-Clubs und Sex-Kinos. Eine Hotelbar als integraler Bestandteil eines Beherbergungsbetriebes wird durch diese Festsetzung des Be-
bauungsplanes jedoch nicht erfasst. 
 

Wettbüros im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Gewerbebetriebe, deren überwiegender Geschäftszweck auf die Vermittlung von 
Sportwetten an Buchmacher im In- und Ausland oder auf die eigene Durchführung von Sportwetten gerichtet ist. Möglich ist auch die Vermittlung oder 
eigene Durchführung von Wetten auf andere Ereignisse, die von öffentlichem oder speziellem Interesse sind oder auch Wetten auf Kuriositäten. Wei-
terhin möglich ist auch die Durchführung und/oder Vermittlung von Glücksspielen und/oder Lotterien. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 

 

 

Begründung: 
Dass bauliche Anlagen, die unterhalb der Geländeoberfläche liegen nicht bei der Ermittlung der Grundfläche zu berücksichtigen sind, dient lediglich 
der Klarstellung. Da die erforderlichen Stellplätze in der Regel in Tiefgaragen nachgewiesen werden müssen, sind weite Teile der Grundstücke 
zwangsläufig zu unterbauen. 
 
Durch die Erhöhung der Anzahl der Vollgeschosse wird die vom Bau- und Grundstücksausschuss vom 20.03.2006 gebilligten Fortschreibung des 
Masterplans bauplanungsrechtlich umgesetzt. Die Gebäudehöhen entsprechen damit den in den Baufeldern 1 bis 4 bereits realisierten Gebäuden 
und die Stadtsilhouette bekommt so durch Stadtvillen, die die Baumkronen überragen, mehr Prägnanz. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

unverändert übernommen 

 

 

 

 

Begründung: 
Die Festsetzung, wonach nur untergeordnete Gebäudeteile die Baugrenze überschreiten dürfen, dient der Klarstellung, dass klar definierte Gebäude-
fluchten zum öffentlichen Raum hin eingehalten werden sollen. 
 

unverändert übernommen 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Änderung: 

Anpassung Satzreihenfolge und Nummerierung 

 

 

 
 

 

Begründung: 
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist lediglich im südlichen Bereich des Plangebietes (parallel zu dem Verbindungsweg der 
Rheinallee zur Rheinpromenade) ein Leitungsrecht eingetragen. Dieses soll sicherstellen, dass einerseits der zukünftig in dem Verbindungsweg ver-
laufende Abwasserkanal nicht beeinträchtigt wird und andererseits für arbeiten an dem Kanal auch der entsprechend festgesetzte Streifen des Pri-
vatgrundstückes genutzt werden kann. Andere Geh-, Fahr- oder Leitungsrechte werden nicht benötigt. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

inhaltlich unverändert übernommen, 
lediglich Hinweis auf ergänzende schalltechnische Stellungnahme 

vom 12.09.14 zugefügt 
 

unverändert übernommen 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen 
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unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen 
 

 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Änderung: 

Anpassung letzter Satz auf aktuelle Nummerierung 
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NEU 
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unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Änderung: 

Rechtsgrundlage unter Hauptüberschrift: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 LBauO 
streiche "Nr. 503, Rheinufer Süd" 

setze "Nr. 620, Luitpoldhafen West" 
und bei Sockelhöhe Zitat Rechtsgrundlage: 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

 
 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Ergänzung Rechtsgrundlage: 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO) 
sowie Anpassung letzter Satz auf aktuelle Nummerierung 

 
 

 

 

bislang nicht festgesetzt 

 

Begründung: 
Bereits in den Baufeldern 1 bis 4 des Baugebietes "Rheinufer Süd" wurden alle Bauvorhaben mit Flachdächern ausgeführt und bei der Vergabe der 
Grundstücke wurde dieses Gestaltelement zur Wahrung eines modernen, harmonischen Ortsbildes bereits immer zur Auflage gemacht. Durch die 
Festsetzung im Bebauungsplan ist somit auch planungsrechtlich sichergestellt, dass sich neue Bauvorhaben in die bestehenden Strukturen einfügen 
und somit die klare Formensprache nachhaltig gesichert wird. 
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bislang nicht festgesetzt 

 

Begründung: 
Aus siedlungsökologischen und Klimaschutzgründen sollen Photovoltaik-/Solarthermieanlagen auf Dächern prinzipiell zulässig sein. Allerdings müs-
sen die Solaranlagen so angebracht werden, dass sie das Ortsbild nicht stören, d.h. in der Regel parallel zur Dachhaut. 
Aufgeständerte Anlagen sind aufgrund ihrer optischen Dominanz nur ausnahmsweise zulässig, wenn sie durch eine Attika verdeckt werden und somit 
vom Straßenraum nicht wahrnehmbar sind und die Dachlandschaft nicht stören. 
 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Ergänzung Rechtsgrundlage: 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 7 LBauO) 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 
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ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 

Begründung: 
Die Anpassung der Festsetzung wurde zur Klarstellung präzisiert und aufgrund der Änderungen bezüglich der zulässigen Dachformen und der Rege-
lungen zu Solaranlagen erforderlich. Denkmalgeschütze Gebäude oder Bestandsgebäude sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht vor-
handen, weshalb Regelungen hierzu entbehrlich sind. 
 

 

 

 

Begründung: 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

Werbeanlagen können wesentlich das Bild der Stadt prägen. Da das Rheinufer Süd als neues Stadtquartier mit hoher Gestalt- und auch Wohn-/ Le-
bensqualität entwickelt werden soll, ist eine Reglementierung der äußeren Gestalt von Werbeanlagen erforderlich. Im Bebauungsplan wurden nach 
§ 88 (1) LBauO Festsetzungen zur äußeren Gestaltung von Werbeanlagen getroffen, um ein möglichst homogenes, ansprechendes Gesamtbild in-
nerhalb des neuen Stadtquartiers zu sichern. 
Es wird dabei von dem Grundsatz ausgegangen, dass Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zulässig sind. 
"Aggressive" und von der Allgemeinheit als störend empfundene Werbeanlagen, wie stark strahlende/blendende oder blinkende Anlagen oder Wer-
beeinrichtungen, die die Gebäude unverhältnismäßig überragen, werden ausgeschlossen (im WA-Gebiet sind Pylone oder Werbung über Dächern 
generell unzulässig).  
 

 

bislang nicht festgesetzt 

 

Begründung: 
Das Anbringen von Außenantennen (auch Parabolantennen) wird beschränkt, um optische Missstände in dem Gebiet, welches als neues Stadtquar-
tier mit hoher Gestaltqualität entwickelt werden soll, zu vermeiden. Zudem ist das Gebiet bereits über die TWL-KOM an das Kabelfernsehnetz ange-
schlossen.  
Die Einhaltung eines Mindestabstands der Antennen von der Gebäudeaußenkante gewährt, bei üblichen Gebäudebreiten von mindestens 12m, eine 
gewisse Flexibilität für den Bauherrn, die das Ziel dieser Festsetzung jedoch nicht in Frage stellt. 
Mobilfunkantennen, welche i.d.R. erheblich höher sind als o.g. Außenantennen für den Rundfunk-/Fernsehempfang wurden generell ausgeschlossen, 
um in dem überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiet gestalterische Missstände zu vermeiden. 
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ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 

bislang nicht festgesetzt 

 

Begründung: 
Durch die Festsetzung der nachzuweisenden Anzahl der Stellplätze wird sichergestellt, dass es zu keinem gravierenden Parkraummangel in dem 
Baugebiet kommt. Bei der Differenzierung des Stellplatzschlüssels wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass unterschiedliche Wohnungsgrößen 
aufgrund ihrer unterschiedlichen Belegung in der Regel auch unterschiedliche Stellplatzbedarfe auslösen. 
Hintereinander liegende Stellplätze können ausnahmsweise zugelassen werden, sobald diese zusammen einer Wohneinheit zugeordnet sind. Somit 
ist gewährleistet, dass es zu keinen Konflikten bei der Stellplatzbenutzung kommt. 
 

 

bislang als Hinweis im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Nach Auswertung der Karte "Bemessungsgrundwasserstand und zugehörige Flurabstände" (SGD Süd, Regionalstelle WAB, März 2009) muss im 
Bereich des Rheinufers Süd von einem Bemessungsgrundwasserstand von etwa 92müNN ausgegangen werden. Dies bedeutet, dass bei einer mitt-
leren Straßenhöhe von 94,5 müNN Keller oder Tiefgaragen durchaus in einem gefährdeten Bereich hergestellt werden. 
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Deshalb wird im Bebauungsplan eine entsprechende textliche Kennzeichnung aufgenommen, um bereits frühzeitig darauf hinzuweisen, dass bei bau-
lichen Maßnahmen mit erhöhtem Aufwand gerechnet werden muss. Durch entsprechende Planungen/Maßnahmen (z.B. wasserdichte Ausführung 
der Kellergeschosse) muss auf die potentielle Gefährdung durch zumindest temporär hoch anstehendes Grundwasser reagiert werden. 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Die nachrichtlichen Übernahmen stellen lediglich klar, dass die kommunale Anschluss- und Benutzungszwang-Satzung sowie die gesetzlichen Rege-
lungen des Landeswassergesetzes zu beachten sind. 
 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 31 - Stand: 19.05.15 
 

 

Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

unverändert übernommen, 
lediglich Nummerierung angepasst: 

"5. Hinweise/Empfehlungen" 

 

unverändert übernommen 

 

durch "Kennzeichnung" ersetzt 
(Begründung siehe Punkt "Kennzeichnung") 

 

unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen  
(Tabellen nicht abgedruckt) 
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NEU 
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ALT 
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unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Anpassung an aktuelle Bereichsbezeichnung 
(streiche "Sparte", setze " Bereich" und streiche 4-11, setze 4-15) 

 

unverändert übernommen 
 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Anpassung an aktuelle Bereichsbezeichnung 

("… des Bereiches Umwelt (4-15)" statt "… der Sparte Umwelt (4-11)")  
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Durch den Hinweis wird klargestellt, dass trotz der vorhandenen Vorkehrungen zum Hochwasserschutz entlang des Rheins eine 
Überflutung des Plangebietes nicht ausgeschlossen ist. Es lässt sich daraus kein Schadensersatzanspruch sowie kein Anspruch auf 
Verstärkung oder Erhöhung der Hochwasserschutzanlagen ableiten. 
Zur Reduzierung des Schadenspotentials ist die Bauweise/Nutzung der Gefährdungslage entsprechend anzupassen. Hier wird auf 
die einschlägige Literatur verwiesen, wie z.B.: 

 Hochwasserhandbuch Leben, Wohnen und Bauen in hochwassergefährdeten Gebieten (Hrsg.: MUF, Mainz 1998), 
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 Hochwasserschutzfibel, Objektschutz und bauliche Vorsorge (Hrsg. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung, Berlin 2013) oder 

 Hochwasserfibel – Bauvorsorge in hochwassergefährdeten Gebieten (Hrsg. MURL Düsseldorf 1999). 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Radon ist ein in der Erdkruste natürlich vorkommendes radioaktives Edelgas. Es entweicht aus Gesteinen und Böden und breitet 
sich über die Bodenluft oder gelöst im Wasser aus. Die Höhe der Radonkonzentration in der Bodenluft wird von der geologischen 
Beschaffenheit und der Durchlässigkeit des Untergrundes bestimmt. Für den Bereich des Oberrheingrabens, in dem auch das Plan-
gebiet liegt, weist die zur groben Orientierung geeignete Radonprognose-Karte ein erhöhtes Radonpotenzial (40-100 kBq/m³) auf. 
Hier ist es in der Regel ausreichend neben regelmäßigem Lüften auf die Durchgängigkeit der Betonfundamentplatte und einen DIN-
gerechten Schutz gegen Bodenfeuchte zu achten. Daher wurde ein entsprechender Hinweis „Natürliches Radonpotenzial“ in die 
Planung aufgenommen. Liegt es im Interesse des Bauherrn die konkrete Radonbelastung auf seinem Grundstück zu bestimmen, 
kann er Untersuchungen zur Radonbelastung der Bodenluft durchführen oder durchführen lassen. Liegen die Werte im Einzelfall 
über 100kBq/m³ können z.B. der Abschluss des Treppenhauses gegen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthalts-
räume im Kellerbereich oder der Einbau einer radondichten Folie unter der Bodenplatte sinnvoll sein. 
Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten, aber auch Radonsanierungen können dem Radon-Handbuch des Bundes-
amts für Strahlenschutz entnommen werden (www.bfs.de/de/bfs/druck/jahresberichte/jb2001_aet07.pdf). Weitere Informationen er-
teilt die Radon-Informationsstelle im Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht (www.luwg.rlp.de › Startseite › 
Service › Radon-Informationen) und das Landesamt für Geologie und Bergbau (www.lgb-rlp.de). 
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bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Der Hinweis dient zur Klarstellung, dass die verwendeten Normen einsehbar sind. 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Anhand von Luftbildern ist eine visuelle Bewertung hinsichtlich möglicher Blindgängereinschläge nicht verlässlich möglich. Die Fläche gilt daher ins-
gesamt als potentiell belastet. Hinzu kommt, dass eventuelle Kampfhandlungen vor oder nach dem Zeitpunkt der Aufnahmen, sowie mögliche stattge-
fundene Verlagerungen oder Räumungen von Kampfmitteln die visuelle Beurteilung und Auswertung verfälschen können. Das Vorhandensein von 
Kampfmitteln ist daher grundsätzlich nicht auszuschließen. Es wird daher ein Hinweis auf mögliche Kampfmittel im Boden in den Bebauungsplan auf-
genommen. 
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bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Hintergrund ist, dass durch die erforderliche Baugrube der Baugrund oberhalb der Anker entlastet wird und sich somit die Spannungsverhältnisse im 
Baugrund ändern. Dieses kann Auswirkungen auf die in Baugrund einzubringenden Ankerkräfte haben. Gleiches gilt für den Endzustand nach Her-
stellung der Gebäude. 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Der Hinweis dient zur Klarstellung gesetzlicher Vorgaben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 36 - Stand: 19.05.15 
 

 

Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

Zeichnerische Festsetzungen 
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Begründung: 
1. Art der baulichen Nutzung 

Aufgrund der Vergrößerung des Geltungsbereiches nach Osten konnten mehr Bauflächen generiert werden. Insbesondere wurde das allgemeine 
Wohngebiet (WA) zum Luitpoldhafen hin erweitert, sodass dort die Stadtvillen und Stadthäuser gemäß der Rahmenkonzeption (vgl. Anlage Kapi-
tel 10.3) gebaut werden können. Das Mischgebiet (MI) entlang der Rheinallee wurde in Richtung Süden fortgeführt. Es stellt die Puffernutzung 
zwischen der stark befahrenen Straße sowie der im Süden angrenzenden gewerblichen Nutzung zur allgemeinen Wohnnutzung dar. In diesem 
Mischgebiet können und sollen insbesondere in der Erdgeschosszone Nicht-Wohnnutzungen (z.B. Büros, Dienstleister, Praxen oder kleinere Lä-
den) realisiert werden. Weitere Ausführungen zur Art der baulichen Nutzung vgl. Begründung zu den textlichen Festsetzungen weiter oben in die-
ser Vergleichstabelle. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung 
Die Erhöhung der GRZ/GFZ korrespondiert eng mit der Festsetzung zu der Anzahl der Vollgeschosse (vgl. Ausführungen weiter unten), um ent-
sprechend größere Gebäude realisieren zu können. 

 

3. Anzahl der Vollgeschosse 
Durch die Erhöhung der Anzahl der Vollgeschosse im Vergleich zum B-Plan 503b wird die vom Bau- und Grundstücksausschuss vom 20.03.2006 
gebilligten Fortschreibung des Masterplans bauplanungsrechtlich umgesetzt. Die Gebäudehöhen entsprechen damit den in den Baufeldern 1-4 
bereits realisierten Gebäuden und die Stadtsilhouette bekommt so durch Stadtvillen, die auch die Baumkronen überragen, mehr Prägnanz. 
Zudem soll das Solitärgebäude am südlichen Ende des Baugebietes Rheinufer Süd eine darüberhinausgehende Geschosszahl erhalten, um die 
Eingangssituation zu betonen. 

 

4. Baugrenzen/Bauweise 
Die Baugrenze parallel zur Max-Pechsteinstraße wurde außer im Einmündungsbereich zur Rheinallee um 4m in Richtung Süden verschoben, um 
die bestehenden Platanen möglichst wenig zu beeinträchtigen. 
Entlang der Hafenpromenade verläuft die Baugrenze treppenförmig, um auch die Gebäudestellung entsprechend der Rahmenkonzeption (vgl. An-
lage Kapitel 10.3) klarzustellen. 
Entlang der Rheinallee ist die Baugrenze identisch mit der Straßenbegrenzungslinie. Hier soll (bis auf das Solitärgebäude am Südende des Bau-
gebietes) auch eine geschlossene Bebauung realisiert werden, um die dahinterliegenden Gebäude vom Verkehrslärm der Rheinallee abzuschir-
men. 

 

5. Verkehrsflächen 
Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung "Hafenpromenade" parallel zum Hafenbecken soll Fußgängern vorbehalten bleiben. Aus-
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nahmsweise kann dieser Bereich auch von Müllfahrzeugen und Fahrzeugen der Feuerwehr sowie ggf. für die Anlieferung genutzt werden. Gene-
rell dient diese Verkehrsfläche auch als "Deichverteidigungsweg". 
Die Rheinallee und Max-Pechsteinstraße wurde nicht verändert. 

 

6. Trafostandort 
Der Standort für einen Trafo (Flächenbedarf ca. 3m x 4m) wurde von der Max-Pechstein-Straße an den südöstlichen Rand der Bauflächen ver-
schoben. Dies resultiert aus versorgungstechnischen Anforderungen des Energieversorgers. Die Trafostation selbst soll von der "Hafenpromena-
de" direkt zugänglich sein. 

 

7. Erhalt/Anpflanzen von Bäumen 
Prinzipiell sollen die stadtbildprägenden Bäume in der Max-Pechstein-Straße und die unmittelbar an der Süd-Westseite der "Schneggenudelbrick" 
vorhandene Platane erhalten werden. In Ergänzung dazu sollen noch weitere neue Baumpflanzungen im öffentlichen Verkehrsraum vorgenom-
men werden. 

 

8. Umgrenzung der Flächen deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind 
Die entsprechend gekennzeichneten Flächen konnten deutlich reduziert werden, da die Wohnbau-/gemischte Bauflächen vollständig saniert und 
freigemessen werden. 

 

9. Lärmpegelbereiche 
Das Büro Genest und Partner hat zum Gutachten aus dem Jahr 2002 eine ergänzende schalltechnische Stellungnahme für das aktuelle Bebau-
ungsplanverfahren erstellt. Dabei kommen die Gutachter zu dem Ergebnis, dass die Erweiterung des Geltungsbereiches in Richtung Hafenbecken 
unproblematisch ist und die ursprünglichen Schallpegelbereiche prinzipiell beibehalten werden können. Die höchsten Anforderungen sind dabei 
im Bereich entlang der Rheinallee einzuhalten, wobei die rückwärtigen und von der Rheinallee abgewandten Fassaden dem Lärmpegelbereich III 
zuzuordnen sind. Im WA-Gebiet sollen alle Fassaden entsprechend der Anforderungen des Lärmpegelbereiches III ausgeführt werden, wobei die-
ser Lärmpegelbereich keine sehr hohen Anforderungen stellt und diese bereits aufgrund der ohnehin zu erfüllenden statischen und energieeinspa-
rungstechnischen Anforderungen gut erreicht werden. 

 

10. Verlauf Hochwasserschutzlinie (Freibord) 
Der Verlauf des Freibordes (Hochwasserschutzlinie) wurde erstmalig nachrichtlich in den Plan aufgenommen. Die Freibordmauer wird parallel zur 
Kaimauer errichtet, sodass auch die Verkehrsfläche "Hafenpromenade" vollständig außerhalb des Überschwemmungsbereiches liegt. 
Im Süden schließt die neue Freibordmauer an die bestehende Mauer auf dem Areal der Hafenbetriebe an. Die Hafenbetriebe beabsichtigen eben-
falls die Freibordmauer zukünftig unmittelbar entlang der Kaimauer zu führen. 
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7 ÜBERSCHLÄGIGE PRÜFUNG GEM. § 13 (1) NR. 2. BAUGB, OB ERHEBLICHE 
UMWLETAUSWIRKUNGEN ZU ERWARTEN SIND 

Prinzipiell ist bei der Überprüfung, ob erhebliche Umweltauswirkungen vorliegen, der gesamte 
Änderungsbereich der Bebauung am Rheinufer Süd (Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung) zuzüglich des Grundstücksstreifens auf der 
Westseite des Luitpoldhafens zu betrachten. 
Wegen der durch o.g. Bebauungspläne Nr. 503c, 503d und 620 ermöglichten Grundflächen von 
rund 61.000m² ist eine Prüfung nach Anlage 2 des BauGB durchzuführen, ob insbesondere im 
Vergleich zum rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 503b erhebliche Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind, um die Entscheidung treffen zu können, ob das Verfahren als beschleunigtes 
Verfahren nach § 13a BauGB geführt werden kann. 
 

 1 2 3 

Lfd. 
Nr. in 
der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 
2 zum BauGB daraus 
entwickelte Fragen an 
den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN eintragen 

Falls JA: 
Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu er-
warten, die in der Abwä-
gung zu berücksichtigen 
wären? 
JA oder NEIN eintragen 

1. Merkmale des Bebau-
ungsplans, insbesondere 
in Bezug auf 

  

1.1. das Ausmaß, in dem der 
Bebauungsplan einen 
Rahmen im Sinne des § 14 
b Abs. 3 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeits-
prüfung setzt 

 
Setzt der Plan in nicht nur 
unerheblichem Ausmaß den 
Rahmen für die Entschei-
dung über die Zulässigkeit 
von Vorhaben, indem er 
Festsetzungen mit Bedeu-
tung für spätere Zulas-
sungsentscheidungen ent-
hält, insbesondere zum Be-
darf, zur Größe, zum 
Standort, zur Beschaffen-
heit, zu Betriebsbedingun-
gen von Vorhaben oder zur 
Inanspruchnahme von Res-
sourcen? 
 

  

ja nein 

1.2. das Ausmaß, in dem der 
Bebauungsplan andere 
Pläne und Programme be-
einflusst 

  



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 40 - Stand: 19.05.15 
 

 

 1 2 3 

Lfd. 
Nr. in 
der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 
2 zum BauGB daraus 
entwickelte Fragen an 
den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN eintragen 

Falls JA: 
Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu er-
warten, die in der Abwä-
gung zu berücksichtigen 
wären? 
JA oder NEIN eintragen 

 
Beeinflusst der Bebauungs-
plan in nicht nur unerhebli-
chem Ausmaß andere Plä-
ne und Programme? 
 

nein  

1.3. die Bedeutung des Bebau-
ungsplans für die Einbezie-
hung umweltbezogener, 
einschließlich gesundheits-
bezogener Erwägungen, 
insbesondere im Hinblick 
auf die Förderung der 
nachhaltigen Entwicklung 

 
Hat der Bebauungsplan für 
die Einbeziehung umwelt-
bezogener, einschließlich 
gesundheitsbezogene Er-
wägungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Förderung 
der nachhaltigen Entwick-
lung, besondere Bedeu-
tung? 
 

  

nein  

1.4. die für den Bebauungsplan 
relevanten umweltbezoge-
nen, einschließlich gesund-
heitsbezogener Probleme 

 
Sind für den Bebauungs-
plan umweltbezogene, ein-
schließlich gesundheitsbe-
zogene Probleme beson-
ders relevant? 
 
 
 

  

 
 
 

nein 
 

1.5. die Bedeutung des Bebau-
ungsplans für die Durchfüh-
rung nationaler und europä-
ischer Umweltvorschriften 
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 1 2 3 

Lfd. 
Nr. in 
der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 
2 zum BauGB daraus 
entwickelte Fragen an 
den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN eintragen 

Falls JA: 
Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu er-
warten, die in der Abwä-
gung zu berücksichtigen 
wären? 
JA oder NEIN eintragen 

 
Hat der Bebauungsplan 
nicht nur unerhebliche Be-
deutung für die Durchfüh-
rung nationaler und europä-
ischer Umweltvorschriften? 

nein 

 
 
 
 
 
 

2. Merkmale der möglichen 
Auswirkungen und der 
voraussichtlich betroffe-
nen Gebiete, insbesonde-
re in Bezug auf 

  

2.1. die Wahrscheinlichkeit, 
Dauer, Häufigkeit und Um-
kehrbarkeit der Auswirkun-
gen 

 
Hat der Plan Auswirkungen 
auf folgende Schutzgüter: 

  

2.2.1. Tiere? nein  

2.2.2. Pflanzen? nein  

2.2.3. Boden? nein  

2.2.4. Wasser? nein  

2.2.5. Luft? nein  

2.2.6. Klima? nein  

2.2.7. Landschaft? ja nein 

2.2.8. biologische Vielfalt? nein  

2.2.9. Mensch und Gesundheit? nein  

2.2.10. Bevölkerung? nein  

2.2.11. Kulturgüter? nein  

2.2.12. sonstige Sachgüter? nein  

2.2.13. Wird das Wirkungsgefüge 
zwischen den Schutzgütern 
beeinflusst? Ist mit Wech-
selwirkungen zu rechnen? 

nein  
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 1 2 3 

Lfd. 
Nr. in 
der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 
2 zum BauGB daraus 
entwickelte Fragen an 
den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN eintragen 

Falls JA: 
Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu er-
warten, die in der Abwä-
gung zu berücksichtigen 
wären? 
JA oder NEIN eintragen 

2.2. den kumulativen und 
grenzüberschreitenden 
Charakter der Auswirkun-
gen 

 
Ist mit Auswirkungen von 
kumulativem oder grenz-
überschreitenden Charakter 
zu rechnen? 
 

  

nein  

2.3. die Risiken für die Umwelt, 
einschließlich der menschli-
chen Gesundheit (zum Bei-
spiel bei Unfällen) 

 
Ist mit Auswirkungen in Be-
zug auf Risiken für die Um-
welt, einschließlich der 
menschlichen Gesundheit 
(zum Beispiel bei Unfällen), 
zu rechnen? 
 

  

nein  

2.4. den Umfang und die räum-
liche Ausdehnung der Aus-
wirkungen 

 
Haben vom Plan ausgelöste 
Auswirkungen einen be-
sonderen Umfang oder eine 
besondere räumliche Aus-
dehnung? 
 

  

nein  
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 1 2 3 

Lfd. 
Nr. in 
der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 
2 zum BauGB daraus 
entwickelte Fragen an 
den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN eintragen 

Falls JA: 
Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu er-
warten, die in der Abwä-
gung zu berücksichtigen 
wären? 
JA oder NEIN eintragen 

2.5. die Bedeutung und die 
Sensibilität des voraussicht-
lich betroffenen Gebiets auf 
Grund der besonderen na-
türlichen Merkmale, des 
kulturellen Erbes, der Inten-
sität der Bodennutzung des 
Gebiets jeweils unter Be-
rücksichtigung der Über-
schreitung von Umweltqua-
litätsnormen und Grenzwer-
ten 

 
Hat das vom Plan betroffe-
ne Gebiet wegen besonde-
rer natürlicher Merkmale, 
wegen dort vorhandenen 
kulturellen Erbes (z.B. Bo-
dendenkmale), oder wegen 
der Intensität der Boden-
nutzung besondere Bedeu-
tung? 
 

  

nein  

  
Werden voraussichtlich 
diesbezügliche Umweltqua-
litätsnormen oder Grenz-
werte überschritten? 

nein  

2.6. Merkmale der möglichen 
Auswirkungen und der vo-
raussichtlich betroffenen 
Gebiete, insbesonde-re in 
Bezug auf folgende Gebie-
te: 

 
Hat die Verwirklichung des 
Plans möglicher weise 
Auswirkungen auf eines der 
folgenden Gebiete: 

  

  

2.6.1. im Bundesanzeiger gem. § 
10 Abs. 6 Nr. 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes 

nein  
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 1 2 3 

Lfd. 
Nr. in 
der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 
2 zum BauGB daraus 
entwickelte Fragen an 
den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN eintragen 

Falls JA: 
Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu er-
warten, die in der Abwä-
gung zu berücksichtigen 
wären? 
JA oder NEIN eintragen 

bekannt gemachte Gebiete 
von gemeinschaftlicher Be-
deutung oder Europäische 
Vogelschutzgebiete 

2.6.2. Naturschutzgebiete gemäß 
§ 23 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, soweit 
nicht bereits von Nummer 
2.6.1 erfasst 

nein  

2.6.3. Nationalparke gem. § 24 
des Bundesnaturschutzge-
setzes, soweit nicht bereits 
von Nummer 2.6.1 erfasst 

nein  

2.6.4. Biosphärenreservate und 
Landschaftsschutzgebiete 
gemäß den §§ 25 und 26 
des Bundesnaturschutzge-
setzes 

nein  

2.6.5. gesetzlich geschützte Bio-
tope gemäß § 30 des Bun-
desnaturschutzgesetzes 

nein  

2.6.6. Wasserschutzgebiete ge-
mäß § 19 des Wasser-
haushaltsgesetzes oder 
nach Landeswasserrecht 
festgesetzte Heilquellen-
schutzgebiete sowie Über-
schwemmungsgebiete ge-
mäß 31 b des Wasser-
haushaltsgesetzes 

nein  

2.6.7. Gebiete, in denen die in 
den Gemeinschaftsvor-
schriften festgelegten Um-
weltqualitätsnormen bereits 
überschritten sind 

nein  

2.6.8. Gebiete mit hoher Bevölke-
rungsdichte, insbesondere 
Zentrale Orte und Sied-
lungsschwerpunkte in ver-
dichteten Räumen im Sinne 
des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 5 
des Raumordnungsgeset-
zes 

nein  
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 1 2 3 

Lfd. 
Nr. in 
der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 
2 zum BauGB daraus 
entwickelte Fragen an 
den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN eintragen 

Falls JA: 
Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu er-
warten, die in der Abwä-
gung zu berücksichtigen 
wären? 
JA oder NEIN eintragen 

2.6.9. in amtlichen Listen oder 
Karten verzeichnete Denk-
mäler, Denkmalensembles, 
Bodendenkmäler oder Ge-
biete, die von der durch die 
Länder bestimmten Denk-
malschutzbehörde als ar-
chäologisch bedeutende 
Landschaften eingestuft 
worden sind 

nein  

 

Ergebnis: 
 
Da in der dritten Spalte des Prüfungsformulars1 keine Frage mit Ja beantwortet wurde, hat der 
Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" in der Gesamtbetrachtung mit den Bebauungs-
plänen Nr. 503c "Rheinallee" und 503d "Südlich Halberg" voraussichtlich keine erheblichen 
Umweltauswirkungen und darf daher nach § 13a BauGB aufgestellt werden. 
 
 
  

                                                
1
 vgl. Prof. Dr. jur. Gerd Schmidt-Eichstaedt, Berlin; in BauR 2007, S. 1148 ff. 
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8 WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

8.1 Ausgleichsmaßnahmen 

Zunächst ist festzuhalten, dass das überplante Areal bereits in der Vergangenheit baulich ge-
nutzt wurde (Hafen/gewerblich/industrielle Nutzung) und formell die Voraussetzungen nach § 1a 
(3) Satz 6 BauGB erfüllt und keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind. 
Dennoch ist es Ziel der Planung den Status Quo nicht zu verschlechtern und z.B. notwendige 
Baumfällungen im Bereich des zukünftigen Baufeldes durch Ersatzpflanzungen zu kompensie-
ren. So sind neben den als zu erhalten festgesetzten Bestandsplatanen in der Max-Pechstein-
Straße und der ortsbildprägenden Platane auf der Südwestseite der "Schneckenudelbrick" auch 
mehrere Baum-Neupflanzungen im öffentlichen Verkehrsraum (im Bereich "Hafenpromenade" 
und in der Max-Pechstein-Straße) festgesetzt, wobei davon ausgegangen werden kann, dass 
im Rahmen der Konkretisierung bzw. Umsetzung der Planung der öffentlichen Verkehrs- und 
der privaten Freiflächen noch weitere Baum-/Strauch- und Staudenpflanzungen vorgenommen 
werden (es gelten im Bebauungsplangebiet die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 503b 
zu Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
weiter), sodass sich in der Summe der Begrünungsmaßnahmen/Bepflanzungen die ökologische 
Situation in diesem Bereich nicht verschlechtern wird. 
 
8.2 Klimaschutz und Klimaanpassung 

Das Baugebiet befindet sich in einer Innenstadtlage, weshalb die getroffenen Festsetzungen 
neben Belangen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung auch anderen Belangen gerecht 
werden müssen. Dies sind insbesondere Belange der Nachbarschaft, der Nachfrage nach be-
stimmten Nutzungsarten sowie Belange des Ortsbildes/der Stadtgestaltung. 
Die mit der Bebauungsplanänderung vorgenommene Nachverdichtung im Innenbereich (insbe-
sondere die Erhöhung der Anzahl der Vollgeschosse sowie damit verbunden der GFZ) führt zu 
Flächeneinsparungen an der Peripherie und im bislang unbebauten Außenbereich und leistet 
somit einen Beitrag zum Klimaschutz. Durch die zentrale Lage der Grundstücke werden erfor-
derliche Wege möglichst kurz gehalten und das Baugebiet ist auch mit nicht-motorisierten Ver-
kehrsmitteln bzw. mit dem öffentlichen Personennahverkehr problemlos erreichbar. 
Zudem wird die Planung den Erfordernissen des Klimaschutzes bzw. Klimawandels auch durch 
die Festsetzungen zu Dachbegrünung und sonstigen Pflanz- und Begrünungsvorschriften sowie 
der Tatsache, dass sich das Gebiet innerhalb einer Anschluss- und Benutzungszwangsatzung 
für die aus der Müllverbrennung gewonnene Fernwärme befindet, gerecht. 
 
 
 

9 UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

9.1 Bodenordnung 

Die Planung betrifft bestehende öffentliche Verkehrsflächen bzw. Flurstücke, die derzeit im Ei-
gentum der GAG stehen. Von daher ist eine Bodenordnung nach §§ 45 ff. BauGB nicht not-
wendig. 
Es ist vorgesehen, die Bauflächen an Investoren/künftige Bauherren zu verkaufen. Die verblei-
benden Verkehrsflächen (sofern sie sich nicht bereits im Eigentum der Stadt befinden) werden 
im Rahmen der Erschließung des Baugebietes an die Stadt Ludwigshafen als öffentliche Ver-
kehrsfläche übertragen. 
 
9.2 Altlastenbeseitigung 

Es ist vorgesehen, dass sofern nicht bereits geschehen, die eigentlichen Baugrundstücke frei-
gemessen werden. 
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9.3 Flächen und Kosten 

Die in Teilbereichen erforderliche erstmalige Erschließung des Planungsgebietes wird von der 
GAG als Eigentümerin der Fläche übernommen. Nach Herstellung der Erschließungsanlagen 
werden diese kostenfrei an die Stadt Ludwigshafen übertragen. Entsprechende Regelungen 
werden in einem Erschließungsvertrag der GAG mit der Stadt getroffen. 
Auf die Stadt Ludwigshafen kommen somit keine Herstellungskosten für die Erschließungsan-
lagen zu. Kosten entstehen jedoch durch die Übernahme in die Unterhaltungslast. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________ 

Bereich Stadtplanung 
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10 ANLAGEN 

10.1 Übersicht Geltungsbereich des Bebauungsplans 
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10.2 Auszug aus Bebauungsplan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 
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10.3 Rahmenkonzeption südlicher Bereich Rheinufer Süd 

 
  



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 620 "Luitpoldhafen West" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 51 - Stand: 19.05.15 
 

 

10.4 Bebauungsplanentwurf  
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